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375 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
d Geſetz 
zur Erhaltung leiſtungsfähiger Krankenkaſſen. Vom 24. 8. 1923. 
A. Verſicherungspflicht. 
8 1. é 

Im 8 165 Abſ. 1 Nr. 6 der Reichsverſicherungsordnung find die Worte ,foweit..... it“ 
zu erſetzen durch „joweit ihnen nicht ein jährliches Einkommen in dem nach § 165a feſtgeſetzten Betrage 
ſicher iſt“. 

Im 8 165 Abf. 2 der Reichsverſicherungsordnung find die Schlußworte „das überſteigt“ 
zu erſetzen durch „daß ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt an Entgelt nicht den nach 8 165 feit- 
geſetzten Betrag überſteigt“. 

Hinter § 165 der Reichsverſicherungsordnung wird folgender neuer § 165 eingefügt: 

§ 165 a. 

Der Senat ſetzt die Grenzen des jährlichen Einkommens und des Yabhresarbeits- 
verdienſtes feſt, ſoweit fie nach § 165 Abs. 1 Nr. 6 und Abſ. 2 die Verſicherungspflicht 
beſtimmen. Er hat die Feſtſetzung dem Ausſchuß des Volkstages für ſoziale Angelegenheiten 
alsbald mitzuteilen und auf ſein Verlangen zu ändern. 

Im § 176 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung werden die Schlußworte „wennn. über⸗ 


ſteigt“ erſetzt durch „wenn nicht ihr jährliches Geſamteinkommen den vom Sengct feſtgeſetzten Betrag 
überſteigt. Für die Feſtſetzung gilt § 165 a entſprechend“. 


Im $ 577 Abſ. 1 Satz 5 der Reichsverſicherungsordnung find die Worte „deren ..... üͤber⸗ 
ſteigt“ zu erſetzen durch „wenn deren Jahresarbeitsverdienſt nicht den nach § 165 a feſtgeſetzten Betrag > 
überſteigt“. N 2 
Im § 1084 Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung find die Worte „deren... überſteigt“ 2 


zu erjegen durch „deren Jahresarbeitsverdienſt den nad) $ 165 a feſtgeſetzten Betrag überſteigt“. 
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Wer einer Erſatzkaſſe ase und auf Grund der Vorſchrift des § 1 in einer knappſchaftlichen 
Krankenkaſſe verſicherungspflichtig wird, weil ſein regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt ſechzig Millionen 
Mark überſteigt, kann von der Verſicherungspflicht bei der knappſchaftlichen Krankenkaſſe befreit werden, 
wenn er es bei ihr binnen ſechs Wochen nach dem Inkrafttreten dieſer Vorſchrift beantragt. Dem 
Antrag muß ſtattgegeben werden, wenn die Mitgliedſchaft bei der Erſatzkaſſe bereits länger als ſechs 
Monate beſtanden hat. 

Für Mitglieder von Erſatzkaſſen, die wegen Überſchreitens der geſetzlichen Verdienſt⸗ oder 
Einkommensgrenze aus der Verſicherungspflicht ausgeſchieden ſind, ihr aber infolge dieſes Geſetzes wieder 
unterſtellt werden, bedarf es für das Ruhen der Rechte und Pflichten bei ihrer Krankenkaſſe keines 
Antrags. Vorausſetzung iſt, daß die Mitgliedſchaft am Tage der Verkündung dieſes Geſetzes beſteht 
und jene Rechte und Pflichten bis zum Ausſcheiden aus der Verſicherungspflicht geruht haben. Der 
Arbeitgeber iſt von der Meldepflicht für ſolche Verſicherungspflichtige befreit, wenn ihm die Mitgliedſchaft 
bei der Erſatzkaſſe, an die er ſeinen Beitragsteil abzuführen hat, und das Ruhen der Rechte und 
Pflichten bei der zuſtändigen Krankenkaſſe vor Ablauf der Meldefriſt manner werden. 

8 3. 

Wer in der Zeit ſeit dem 8. Auguſt 1923 wegen Überſchreitens der Verdienſt⸗ oder Einkommens⸗ 
grenze von ſechzig Millionen Mark aus ſeiner Krankenkaſſe oder knappſchaftlichen Krankenkaſſe aus- 
geſchieden iſt, kann bei dieſer Kaſſe binnen ſechs Wochen nach dem Inkrafttreten dieſer Vorſchrift die 
Wiederaufnahme als Mitglied gemäß 8 313 der Reichsverſicherungsordnung beantragen, ſofern er beim 
Ausſcheiden zur Weiterverſicherung berechtigt war und nicht jetzt nach § 1 verſicherungspflichtig iſt. 

Die Kaſſe kann den Berechtigten, wenn er ſich zum Beitritt meldet, ärztlich unterſuchen laſſen. 
Eine Erkrankung, die beim Wiedereintritte bereits beſteht, begründet für dieſe Krankheit keinen Anſpruch 
auf Kaäſſenleiſtung. 

5 ; § 4, 

Wer die für feine Verſicherungspflicht nach § 165 a der Reichsverſicherungsordnung maßgebende 
Verdienſtgrenze überſchreitet, ſcheidet erſt mit dem erſten Tage des vierten Monats nach Überſchreiten 
der Verdienſtgrenze aus der Verſicherungspflicht aus. 

Das gleiche gilt ſinngemäß für Hausgewerbtreibende bei uberſchreiten der nach § 165 a der 
Reichsverſicherungsordnung maßgebenden Einkommensgrenze. 


B. Sachbezüge und Grundlühne. 


§ 5. 
Der § 160 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
8 „Den Wert der Sachbezüge ſtellt das Oberverſicherungsamt nach Ortspreiſen feſt; 
vorher hat es den beteiligten Krankenkaſſen Gelegenheit zur Außerung zu geben. Der Senat 
kann Näheres beſtimmen.“ 
§ 6. 


Der § 180 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Verordnung über Grundlöhne 
in der Krankenverſicherung vom 9. März 1923 (Geſetzbl. S. 345) erhält folgende Faſſung: 

„Die baren Leiſtungen der Kaſſen werden nach einem Grundlohn bemeſſen. Dieſen 

jet der Kaſſenvorſtand ſtufenweiſe nach der verſchiedenen Lohnhöhe der Verſicherten feft, 

und zwar im Betrage des auf den Kalendertag entfallenden Teiles des Arbeitsentgelts im 
Durchſchnitt jeder Lohnſtufe. Dabei iſt der Entgelt zu berückſichtigen, ſoweit er zweiundſiebzig⸗ 

tauſend Mark für den Kalendertag nicht überſteigt; für die Berechnung iſt die Woche zu 

ſieben, der Monat zu dreißig Tagen und das Jahr zu dreihundertſechzig Tagen anzuſetzen. 

Bei Bemeſſung der Lohnſtufen iſt auf die Lohnklaſſen nach § 1245 Rückſicht zu nehmen. 


Der Kaſſenvorſtand kann dabei auch Lohnſtufen feftjegen, die zwiſchen den Grenzen der 
Lohnklaſſen liegen. Der Senat kann hierüber Näheres beſtimmen. 

Die Feſtſetzung der Lohnſtufen und des Grundlohns bedarf der Zuſtimmung des 
„Oberverſicherungsamts. 

Der Kaſſenvorſtand kann für den Grundlohn den Entgelt berückſichtigen, ſoweit er 
fünfhunderttauſend Mark für den Kalendertag nicht überſteigt. 

Die Satzung kann ſtatt der Lohnſtufen den wirklichen Arbeitsverdienſt der einzelnen 
Verſicherten bis fünfhunderttauſend Mark für den Kalendertag als Grundlohn beſtimmen. 
Sie kann dies allgemein oder nur für einzelne Betriebe tun. 

Die Satzung kann ferner als Grundlohn den durchſchnittlichen Tagesentgelt derjenigen 
Klaſſen Verſicherter, für welche die Kaſſe errichtet iſt, bis fünfhunderttauſend Mark für den 
Kalendertag beſtimmen. Die Beſtimmung bedarf der Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts. 

Für freiwillig Beitretende, für die ſich hiernach kein Grundlohn ermitteln läßt, beſtimmt 
ihn der Vorſtand. 

Anderungen des Grundlohns wirken auf die Barleiſtungen ſpäteſtens vom Beginne 
der fünften auf den Vorſtandsbeſchluß folgenden Kalenderwoche ab. Dies gilt auch für 
Verficherungsfälle, die bereits eingetreten ſind. 

Die Grundlöhne und die einzelnen baren Leiſtungen der Kaſſen ſind auf volle Mark 
nach oben aufzurunden.“ 

Dem § 450 Abſ. 1 der F wird folgender Satz angefügt: „§ 180 Abſ. 7 
gilt entſprechend“. En; 


Im § 182 Nr. 2 der Reichsverſicherungsordnung wird das Wort „Arbeitstag ⸗ durch das Wort 
„Kalendertag“ erſetzt. 


Hinter § 187 der Reichsverſicherungsordnung wird folgender neuer § 187 a eingefügt: 
| § 1870. 
„Die Krankenkaſſe darf über die den Erkrankten ausgehändigten Arzneibehältniſſe verfügen. 
Im 8 101 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung fallen die Worte „und es allgemein für Sonn⸗ 
und Zeiertage zuzubilligen“ weg. 
Im § 384 der Reichsverficherungsordnung wird Abſ. 3 geſtrichen. 
§ 8. 
Im 8 211 der Reichsverſicherungsordnung fällt der zweite 9 („Anderungen des Grundlohns 
haben keinen Einfluß“) weg. 
C. Träger der Kranlenverſicherung. 


8 9. 
In den 88 228 230 der Reichsverſicherungsordnung wird das Wort „zweihundertundfünfzig“ 
durch das Wort tauſend erſetzt. oa 
8 ; 
Im § 245 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung wird hinter den Worten „Ein Arbeitgeber 
kann“ eingefügt „mit Buftiinpiung des Betriebsausſchuſſes“. 


1 


Der § 340 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
„Wer die Mitgliedſchaft bei einer Betriebskrankenkaſſe freiwillig fortſetzt, ift nur jo Tange 
wählbar und wahlberechtigt, als er dem Betrieb angehört, für welchen die Kaffe errichtet ijt’. 


9 
8 12. 
Der § 264 Wj. 2, 3 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgenden Wortlaut: 
„Dies kann geſchehen, wenn das Verſicherungsamt (Beſchlußausſchuß) nach Anhörung 
der beteiligten Krankenkaſſen und Gemeindeverbände das Bedürfnis für ihr Fortbeſtehen 
verneint. Beträgt der Mitgliederſtand der Landkrankenkaſſe nicht nur vorübergehend weniger 
als tauſend, ſo erſetzt der Aung des Verſicherungsamts den der Kaſſe und des Gemeinde- 
verbandes nach § 282. 
Sinkt der Mitgliederſtand einer für den ganzen Bezirk des Verſicherungsamts errichteten 
allgemeinen Ortskrankenkaſſe nicht nur vorübergehend unter fünfhundert, ſo kann ſie auch, 
ohne daß ein Antrag der Kaſſe und des Gemeindeverbandes nach § 282 geſtellt wird, auf 
Antrag des Verſicherungsamts mit der Landkrankenkaſſe des Bezirks vereinigt werden.“ 


§ 13. 
Dem 8 265 der Reichsverſicherungsordnung werden folgende Abſ. 3 und 4 angefügt: 

„Beträgt der Mitgliederſtand einer dieſer Kaſſen nicht nur vorübergehend weniger als 
tauſend, ſo genügen die Anhörung der beteiligten Kaſſen und Gemeindeverbände und der 
Antrag des Verſicherungsamts. 

Unter den gleichen Vorausſetzungen können aus wichtigen Gründen mit Genehmigung | 
des Senats auch allgemeine Ortskrankenkaſſen oder Landkrankenkaſſen miteinander vereinigt 
werden, die in den Bezirken verſchiedener unmittelbar benachbarter Verſicherungsämter ihren 
Sitz haben“. 


§ 14. 
Im 8 267 Nr. 1 der Reichsverſicherungsordnung wird das Wort _gveifumbectund fin aig” durch 
das Wort „tauſend“ erſetzt. 
§ 15. 
Im 8 274 der Reichsverſicherungsordnung erhält Nr. 1 folgende Faſſung ,......-.. ihr 


Mitgliederſtand nicht nur vorübergehend unter einhundertundfünfzig, bei Krankenkaſſen für 
landwirtſchaftliche oder Binnenſchiffahrtsbetriebe unter fünfzig, bei ſonſtigen zugelaſſenen 
Krankenkaſſen (§ 255) unter hundert finkt“. 
§ 16. 
Der § 276 der Reichs verſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
„Mehrere Innungskrankenkaſſen im Bezirke desſelben Verſicherungsamts können auf 
Beſchluß ihrer Ausſchüſſe vereinigt werden“. 


8 17. 
Im 8 260 der Reichsverſicherungsordnung wird das Wort „viereinhalb“ durch das Wort 
„ſiebeneinhalb“ erſetzt. 
Im § 274 Nr. 3 der Reichsverſicherungsordnung wird das Wort „ſechs“ durch das Wort 
„drei“ erſetzt. ; 
D. Meldungen, 
§ 18. 
Im 8 317 der Reichsverſicherungsordnung wird hinter Abſ. 2 folgender neuer Abſ. 3 eingefügt: 
„Der Kaſſenvorſtand kann mit den Inhabern von Betrieben, für welche die Beiträge 
nach dem wirklichen Arbeitsverdienſte bemeſſen werden ($ 180 Abſ. 4), vereinbaren, daß fie 
Liſten über den den Verſicherten gezahlten Entgelt an den Zahltagen ($ 393) einreichen und 
und ihre Bücher und Belege für den Kaſſenvorſtand zur Nachprüfung dieſer Liſten offenhalten. 
Solange dieſe Vereinbarung eingehalten wird, fällt die Pflicht zur Erſtattung der im Abſ. 1 
vorgeſchriebenen Meldungen weg; die Verſicherten gelten als angemeldet im Sinne des § 397 a“. 


\ Ny N 
RN 


§ 817 Inter Abſatz 5 in erhält folgende 1 
: „Der Senat kann Beſtimmungen zur Vereinfachung des e treffen“. 
§ 19. 
Der § 318 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgenden guſatz nS 317 Abſ. 3 gilt 


q entſprechend“. 
* E. Gemeinlaſt. 
8 20. 
Der Abſchnitt V des Zweiten Buches der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Überſchrift: 
Verwaltung der Mittel. Gemeinlaſt. 
Hinter § 367 der Reichsverſicherungsordnung werden folgende §§ 367 a bis 367 © eingefügt: 
§ 367 a. 
Die Krankenkaſſen im Bezirke jedes Oberverſicherungsamts tragen im Verhältnis zu⸗ 
einander einen Teil ihrer Aufwendungen gemeinſchaftlich (Gemeinlaſt). 
Soweit Erſatzkaſſen verſicherungspflichtige Mitglieder in dem Bezirke des Oberverſicherungs⸗ 
amts haben, ſtehen ſie für die Gemeinlaſt den Krankenkaſſen gleich. 


Zur Gemeinlaſt gehören ee 
1. die Aufwendungen für die Wochenhilfe, foweit fie den Krankenkaſſen zur Laſt fallen, 
2. ein Teil der Aufwendungen für die Krankenpflege weiblicher Verſicherter. 
Bei der Wochenhilfe wird als Sachleiſtung nach § 195 a Abſ. 1 Nr. 1 der im § 197 
beſtimmte Betrag, als Wochen- und Stillgeld der verſicherten Wöchnerinnen der im § 195 a 
Abſ. 1 Nr. 3 und 4 beſtimmte Mindeſtbetrag angeſetzt. 
Von den Aufwendungen nach Nr. 2 gehört zur Gemeinlaſt der Betrag des halben 
Ortslohnes, vervielfältigt mit der Zahl der Krankheitstage, an denen die Kaſſe Krankengeld 
an weibliche Verſicherte zu zahlen hatte. Maßgebend iſt der am Sitze der Kaſſe geltende 
j Ortslohn für weibliche Verſicherte über 21 Jahre in der am 15. des zweiten Monats im 
| Kalendervierteljahre beſtehenden Höhe. 
8 367 c. 
Abrechnungsſtelle für die Gemeinlaſt iſt das Oberverſicherungsamt. 
2 § 367 d. 
Die Kaſſenvorſtände haben der Abrechnungsſtelle bis zum 15. des erſten Monats in 
2 jedem Kalendervierteljahre nachzuweiſen: 
1. die Höhe der im abgelaufenen Kalendervierteljahr entſtandenen Aufwendungen für Wochen⸗ 

hilfe nach § 367 b, 

2. die Zahl der Tage, an denen die Kaſſe im abgelaufenen Vierteljahre Krankengeld an 
weibliche Verſicherte gezahlt hat, 
3. die Durchſchnittszahl ihrer ſämtlichen Mitglieder im abgelaufenen Vierteljahre. 

\ Die Abrechnungsſtelle verteilt den Geſamtbetrag der Aufwendungen auf die Kaſſen 
| x nach der Zahl ihrer Mitglieder und belaſtet die Kaſſen mit dem auf fie entfallenden Anteil. 
N Die Kaſſen, bei denen der Anteil höher iſt als der von ihnen angemeldete Betrag, haben 

den Unterſchied an die Abrechnungsſtelle einzuzahlen. Die Abrechnungsſtelle überweiſt die 
eingezahlten Beträge im Verhältnis an diejenigen Kaſſen, bei denen der Anteil niedriger iſt 

als mee angemeldete Betrag. § 367 e. 


Der Senat ijt ermächtigt, 222 Nähere zur Durchführung der Vorſchriften des § 367 d : 3 
zu beſtimmen. es 

Der Senat kann ſtatt des Oberperſicherungsamts und ſeines Bezirkes andere Stellen 
und andere Bezirke für die Abrechnung bezeichnen. BE 


F. Beiträge, ; er : 
§ 21. 
Dem § 385 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung wird folgender neuer = 2 angefügt: 
„Sie find auf volle hundert Mark nach oben aufzurunden“. 
§ 22. 

Hinter § 397 der Reichsverſicherungsordnung wird folgender neuer § 397 a eingefügt: 

„Der Vorſtand der Krankenkaſſe kann von Arbeitgebern, die mit der Zahlung der 
Beiträge für die angemeldeten Beſchäftigten und Hausgewerbtreibenden länger als eine 
Woche von der Zahlungsaufforderung ab in Verzug ſind, einen Zuſchlag zu den Beiträgen 
erheben, der für jede Woche des Verzugs vom Beginne der zweiten Woche ab zehn vom 
Hundert des Beitrags beträgt. Der Geſamtbetrag der Zuſchläge darf das Fünffache der 
rückſtändigen Beiträge nicht überſchreiten.“ 

§ 28. 

Im Falle eines dringenden Bedarfs kann der Kaſſenvorſtand ohne Satzungsänderung mit 
Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts beſchließen, Notzuſchläge zu den Beiträgen zu erheben. Dieſe 
Zuſchläge dürfen vier vom Hundert des Grundlohns und zuſammen mit den Beiträgen ſelbſt zwölf 
vom Hundert des Grundlohns nicht überſteigen. Für ihre Feſtſetzung und Erhebung gelten die ein- 
ſchränkenden Vorſchriften der §§ 388 bis 390 der Reichsverſicherungsordnung nicht. 


Die Notzuſchläge können für an niedrigeren Lohnftufen 9 8 als für die höheren Lohn⸗ 
ſtufen bemeſſen werden. 


Der Senat beſtimmt den Zeitraum, für den die Notzuſchläge in werden können. 
ee 
Hinter § 404 der Reichsverſicherungsordnung wird folgender § 404 a eingefügt: 


. § 404 a. 
Der Senat kann Beſtimmungen treffen, um die Einziehung der Beiträge zu ver- 


einfachen. 
G. Wochenhilfe. 
§ 25. 
Der 8 195 a Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung erhält im Eingang folgende Faſſung: 
„Weibliche Verſicherte, die in den letzten zwei Jahren vor der Niederkunft mindeſtens 
zehn Monate hindurch, im letzten Jahre vor der Niederkunft aber mindeſtens ſechs Monate 
hindurch auf Grund der Reichsverſicherung oder bei einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe gegen 
Krankheit verſichert geweſen ſind, erhalten als Wochenhilfe“. 
8 26 
Der § 195 a Abſ. 1 Nr. 3 der Reichsverſicherungsordnung soi folgende Faſſung: 
53. ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes, jedoch mindeſtens einhundertundzwanzig 
Mark täglich, für vier Wochen vor und ſechs zuſammenhängende Wochen unmittelbar nach 
der Niederkunft. Das Wochengeld für die erſten vier Wochen iſt ſpäteſtens mit dem Tage 
der Entbindung fällig“. 9 27. 


Der § 195 a Abſ. 1 Nr. 4 der Reichsverſicherungsordnung erhält ſolgenden Zuſatz: 
„Der 1 kann einen Höchſtbetrag für das tägliche Stillgeld feſtſetzen“. 
8 28. 
Der § 105 a Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
„Neben dem Wochengelde für die Zeit nach der Entbindung wird kein Krankengeld 


gewährt. Für die Zeit nach der Entbindung, in der die Wöchnerin gegen Entgelt arbeitet, 
is nur das halbe Wochengeld gezahlt“. 


Moe. sq 


§ 29. 

Dem § 195 a der Reichsverſicherungsordnung wird folgender letzter Abſatz hinzugefügt: 

„Der Anſpruch bleibt beim Vorliegen der übrigen Vorausſetzungen auch dann beſtehen, 
wenn die Verſicherte wegen ihrer Schwangerſchaft innerhalb ſechs Wochen vor der Entbindung 
aus der Verſicherung ausgeſchieden iſt“. 

8 30. 

Der § 197 Abſ. 1 Satz 1 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

„Iſt die Wöchnerin während der im § 195 à Abſ. 1 bezeichneten Zeit vor der Nieder⸗ 
kuͤnft bei mehreren Krankenkaſſen, knappſchaftlichen Krankenkaſſen oder Erſatzkaſſen verſichert 
geweſen, ſo haben die anderen der leiſtungspflichtigen Kaſſe auf Verlangen die Leiſtungen 
aus den §§ 195 a, 195 e, 196 nach Verhältnis der Mitgliedzeit zu erſtatten“. 

8 31. 

Der § 205 à Abſ. 1 Nr. 3 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

„3. die Verſicherten in den letzten zwei Jahren vor der Niederkunft mindeſtens zehn 
Monate hindurch, im letzten Jahre vor der Niederkunft aber mindeſtens ſechs Monate 
hindurch auf Grund der Reichsverſicherung oder bei einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe 
gegen Krankheit verſichert geweſen ſind“. 

8 § 32. 

Der § 205 d Abf. 4 der Reichsverſicherungsordnung und Abſchnitt B Artikel IX Abſ. 3 des 
Geſetzes über Wochenhilfe, Familienhilfe und Wochenfürſorge vom 5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 453) 
erhalten folgenden Wortlaut: 

: „Die Kaſſe kann beantragen, daß ihr vom Staate auf die ihr zur Laſt fallenden 
Leiſtungen ein Vorſchuß gewährt wird. Er darf den Betrag nicht überſteigen, den die Kaſſe 
im laufenden Monat vorausſichtlich für den Staat zu verauslagen hat. Der Vorſchuß iſt 
bei der nächſten Verrechnung der geleiſteten Zahlungen EN 


§ 33. 

In Entbindungsfällen, die vor dem 1. Februar 1924 eintreten, wird der Vorausſetzung einer 
vorangegangenen Verſicherungsdauer nach § 195 3, 205 a der Reichsverſicherungsordnung durch eine 
mindeſtens ſechsmonatige Verſicherung im letzten Jahre vor der Niederkunft genügt. 

8 34. 

Der § 383 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

„Bei Arbeitsunfähigkeit ſind für die Dauer der Krankenhilſe keine Beiträge zu ent⸗ 


richten. 
„Für eine Verſicherte ſind während des Bezugs von Wochen- und S 


Beiträge ſolange nicht zu entrichten, als ſie nicht gegen Entgelt arbeitet“. 
H. Erſatztaſſen. 
§ 35. 
Im § 505 der Reichsverſicherungsordnung wird Abſ. 2 geſtrichen. 
Hinter § 523 der Reichsverſicherungsordnung werden folgende Beſtimmungen eingeſchaltet: 
§ 523 a. 


Für Erſatzkaſſen, für die auf Grund des § 518 eine Anordnung über die Abführung . x 


von Beitragsteilen der Arbeitgeber erlaſſen worden ijt, und ihre Mitglieder awn 5 
beſonderen 8 der §§ 523 b bis e. 


8 523 b. 5 

Mitglieder ſolcher Erſatzkaſſen find von der Mitgliedſchaft bei einer Krankenkaſſe beſeit. 
§ 523 c. 

Der Verſicherte hat dem Arbeitgeber bei Antritt der Beſchäftigung eine Beſcheinigung 


über ſeine Zugehörigkeit zur Erſatzkaſſe vorzulegen. Die Erſatzkaſſen ſind verpflichtet, ihren 
Mitgliedern beim erſten Stellenantritt und bei jedem Wechſel des Arbeitgebers eine ſolche 


Sas Beſcheinigung koſtenlos auszuſtellen. 
= Der Arbeitgeber hat Beſchäftigte, die ihm dieſe Beſcheinigung innerhalb der Meldefriſt 
x vorlegen, der Krankenkaſſe nicht zu melden. Falls dem Arbeitgeber in anderer Weiſe glaub- 
* f haft nachgewieſen wird, daß der Arbeitnehmer Mitglied der Erſatzkaſſe ijt, fo verlängert ſich 
ee die Meldefrift auf zwei Wochen. Wird die Beſcheinigung nicht innerhalb diefer Friſt beigebracht, 
BR jo hat der Arbeitgeber die Meldung zu erjtatten. 
§ 523 d. 


Die Erſatzkaſſe hat Anſpruch auf den vollen Beitragsteil, den der Arbeitgeber an die 
Krankenkaſſe abzuführen hätte, bei der der Beſchäftigte ohne die Mitgliedſchaft bei der Erſatz— 
kaſſe verſichert ſein würde. Der Arbeitgeber hat den Beitragsteil unmittelbar an den Verſicherten 
bei der Lohn- oder Gehaltszahlung abzuführen. 


Streit über den Anſpruch ber Erſatzkaſſe gegen den Arbeitgeber wird nach § 405 Abſ. 2, 
§ 1799 entſchieden. 


Für Rückſtände gelten $$ 28, 29 Abi. 1, 2 entſprechend. BER“ i 
Ss 523 e. N 
Scheidet ein verſicherungspflichtiges Mitglied aus der Erſatzkaſſe aus, ſo hat ſie den 1 
Arbeitgeber binnen einer Woche hiervon zu benachrichtigen. Der Arbeitgeber hat den Verſicherten 4 
nach der Mitteilung gemäß § 317 zu melden, In 
Unterläßt oder verzögert die Erſatzkaſſe die Benachrichtigung des Arbeitgebers oder 1 
dieſer die Meldung, ſo haftet die Erſatzkaſſe für Verſicherungsfälle, die bis zur ordnungs⸗ 7 
mäßigen Meldung des Verſicherten bei einer Krankenkaſſe eintreten. Der Erſatzkaſſe haftet 2 
der Arbeitgeber für den Schaden, den er ihr durch ſchuldhafte Unterlaſſung oder Verzögerung 1 
der Meldung verurſacht. 1 
§ 530 Abſ. 3, 4 gelten entſprechend. 
i ; 
Die §§ 13, 13a, 13b der Verordnung vom 3. Feber 1919 in der Faſſung des Geſetzes 
über Landkrankenkaſſen, Kaſſenangeſtellte und Erſatzkaſſen vom 28. Juni 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 615) a 
fallen fort. A 
J. Strafvorſchriften. : 
§ 37. : 
§ 530 1. Abſatz der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: ; 
Wer feiner Pflicht zuwider Verſicherungsgflichtige nicht anmeldet (Ss 317, 319, 468 

Abſ. 2) oder die Liſten über beſchäftigte Hausgewerbtreibende nicht einreicht (8 47), fann, 
falls er vorſätzlich handelt, mit Geldſtrafe bis zu 300000 Mark, und falls er fahrläſſig 
handelt, mit Geldſtrafe bis zu 100 000 Mark beſtraft werden. 


§ 88. 
Im § 531 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung ift hinter „Beiträge“ einzufügen: „in gegen- 
wärtigen N 


K. Erſatzanſpruch gegen Zräger der Unfallverſicherung. 
§ 39. 
Hinter § 1512 der Reichsverſicherungsordnung werden nachſtehende neue Vorſchriften eingefügt: 
§ 1512 a. 

Iſt feſtgeſtellt, daß der Träger der Unfallverſicherung auf Grund eines Unfalls eine 
Rente oder Sterbegeld zu zahlen hat, ſo hat er der Krankenkaſſe die Koſten für Kranken⸗ 
pflege (§ 182 Nr. 1) zu erſtatten, die fie dem Verletzten innerhalb der erſten dreizehn Wochen 
nach dem Unfall gewährt hat. 

Für die Krankenpflege ſind drei Achtel des Grundlohns zu erſetzen, nach welchem ſich 
das Krankengeld des Berechtigten beſtimmt. Bei Krankenhauspflege gilt das gleiche für 
die Krankenpflege. 

§ 1512 b. 

Die Erſtattung nach § 1512 a tritt nicht ein, wenn innerhalb eines Jahres nach dem 
Unfall kein Anſpruch auf Rente oder Sterbegeld bei einem Träger der Unfallverſicherung 
geltend gemacht worden iſt. 

Ferner iſt im § 1515 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung hinter den Worten „aus den 


§§ 1501“ einzufügen „1512 a“. 
I. Schluß vorſchriften. 
8 40. 

Das Geſetz tritt mit dem 1. September 1923 in Kraft. 

Die Vorſtände der Krankenkaſſen haben die zur Durchführung des 8 6 erforderlichen Beſchlüſſe 
innerhalb eines Monats nach dem im Uj. 1 genannten Tage dem Oberverſicherungsamt einzureichen. 

Für Wöchnerinnen, die vor dem 1. September 1923 entbunden find, gilt § 29 mit der Maß⸗ 
gabe, daß ein Anſpruch nur auf das vom genannten Tage ab für den Reſt der Bezugszeit noch laufende 
Wochen- und Stillgeld beſteht. Dieſe Vorſchrift gilt auch für Fälle, in denen das Feſtſtellungsverfahren 
am 1. September 1923 bereits ſchwebt. Iſt ein Anſpruch, der bei Anwendung des § 29 begründet fein 
würde, bereits rechtskräftig abgewieſen worden, ſo hat die Krankenkaſſe auf Antrag des Berechtigten 
einen neuen Beſcheid zu erteilen. 


Danzig, den 24. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


376 Ausführungsbeſtimmungen 
zu Artikel II des Geſetzes vom 4. Juni 1923 betreffend Ergänzung des Zigarettenſteuergeſetzes 
vom 3. März 1923 (unterſtützung geſchädigter Arbeiter) (Geſetzblatt S. 649). 
Vom 24. 8. 1923. 


Artikel J. 

Die Anträge auf Gewährung der Unterſtützung ſind bei den Gemeindeverwaltungen des 
Beſchäftigungsorts zu Protokoll zu erklären. Zu den in Art. 1 des Geſetzes als antragsberechtigt 
bezeichneten Perſonen gehören auch die Hausgewerbetreibenden, ſowie Werkmeiſter und die Arbeiter, die 
in einem der Herſtellung von Zigaretten gewidmeten Betriebe mit Kiſtenmachen, Kiſtenkleben und 
ähnlichem mit der Herſtellung von Zigaretten zuſammenhängenden, für den Betrieb erforderlichen Hilfs- 
arbeiten beſchäftigt geweſen ſind. 

Artikel II. 


Die Anträge haben außer den allgemeinen Angaben, die die Gemeinde für die Nachprüfung 


des Geſuches für erforderlich erachtet, insbeſondere folgende Angaben zu enthalten: 


EEE 


N 


e 


> 
halt 


a) Art der Beſchäftigung in den letzten 4 Monaten vor dem 10. März 1923, ſowie Name und 
Wohnort des Arbeitgebers, bei denen der Antragſteller während dieſer Zeit beſchäftigt war, 
b) bei Verdienſtſchädigung deren Art und Umfang, 
c) Bezeichnung der Beweismittel dafür, daß die Arbeitsloſigkeit oder die Verdienſtſchädigung 
als unmittelbare Folge des Zigarettenſteuergeſetzes eingetreten iſt. 
Das Vorliegen der Vorausſetzung für die Gewährung der Unterſtützung iſt grundſätzlich vom 
Antragſteller durch Vorlage von Beſcheinigungen der Arbeitgeber, Ortsbehörden uſw. nachzuweiſen. 
Artikel III. 

Der Antragſteller muß unmittelbar vor dem 10. 3. 23 er mehr als 90 Arbeitstage 
in der Zigaretteninduſtrie, d. h. in einem die Herſtellung von Zigaretten gewidmeten Betriebe, beſchäftigt 
geweſen ſein. Bei Berechnung der Mindeſtzahl von 90 Arbeitstagen ſind als Arbeitstage anzuſehen: 

1. die Sonn⸗ und Feiertage, 

2. die Tage des Wochenbettes, 

3. die Tage vorübergehender Erkrankung, 

4. ausnahmsweiſe auch andere Tage, an denen der Antragſteller aus wichtigen Gründen die 

Arbeit verſäumt hat. 
Hierunter fällt insbeſondere das Ruhen der Arbeit infolge Streiks oder Ausſperrung oder eine un⸗ 
verſchuldete Arbeitsloſigkeit von kürzerer Dauer. Die Zeit, in der die Arbeit aus vorſtehenden Gründen 
geruht hat, iſt bei der Berechnung der Mindeſtzahl von 90 Arbeitstagen nicht zu berückſichtigen. 
Artikel IV. 

Die Unterſtützung iſt wöchentlich nachträglich zu zahlen und zwar in Höhe eines Betrages, der 
dem Arbeitsverdienſt gleichkommt, den der Arbeitsloſe haben würde, wenn er noch in der gleichen oder 
einer gleichartigen Stelle beſchäftigt wäre. Maßgebend für die Feſtſetzung der Höhe dieſes Arbeits- 
verdienſtes iſt die Auskunft des Lohnamtes der Stadt Danzig. 

Im Falle der Schädigung im Verdienſt iſt zu dieſem ein Zuſchuß zu leiſten, ſodaß der in 
Abf. 1 bezeichnete Betrag erreicht wird. 

Bit die ſich aus 88 14—18 des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge vom 28. 3. 22 nebſt den 
dazu ergangenen Nachträgen ergebende Unterſtützung höher als der nach Abſ. 1 dem Arbeitsloſen zu⸗ 


ſtehende Betrag, ſo iſt jene zu gewähren. 


Eine Wartezeit wird nicht berechnet. 

Artikel V. 

Zwecks Beſchaffung einer entſprechenden Beſchäftigung im Sinne des Geſetzes hat ſich der die 
Unterſtützung in Anſpruch nehmende Arbeitsloſe werktäglich bei der zuſtändigen amtlichen Vermittlungs⸗ 
ſtelle zu melden. Für den Nachweis der Meldung ſind die für die Vermittlungsſtelle geltenden 
Beſtimmungen maßgebend. Durch die Meldung wird die Verpflichtung des Arbeitsloſen, ſich ſelbſt um 
Erlangung von Arbeit zu bemühen, nicht hinfällig. 

Als entſprechend gilt eine Beſchäftigung, deren Übernahme dem Arbeitsloſen nach feiner Bore 


bildung und feinen Fähigkeiten billigerweiſe zugemutet werden kann. Der Antragſteller ijt nicht berechtigt, 


die Arbeit deshalb zu verweigern, weil er nicht / des Durchſchnittslohnes eines Zigarettenarbeiters auf 
der angebotenen Stelle verdienen würde. Bei Annahme einer derartigen Stelle ſteht ihm das Recht zu, 
eine EN wegen Verdienſtſchädigung (Art. IV Abſ. 2) zu beantragen. 

Artikel VI. 


Hausgewerbetreibende, die Hilfsperſonen beſchäftigt haben, müſſen den Verdienſt, deſſen ſie 
verluſtig gegangen ſind, durch Beibringung von Unterlagen, insbeſondere durch Vorlegen der bisher 


geführten Lohnliſten, näher darlegen. 


Die erwerbslos gewordenen Hilfsperſonen haben ſich mit ihrem Antrag auf Bewilligung von 
Unterſtützungen unmittelbar an die nach Artikel I zuſtändige Stelle zu wenden. 


n 
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Artikel VII. 


Die Anträge ſind von den Gemeindeverwaltungen einer beſchleunigten Prüfung zu N 
Dieſe entſcheiden darüber im Einvernehmen mit dem Landeszollamt. Dieſem iſt jeder Antrag zur 
Stellungnahme zu überſenden; die Außerung hat ſich hauptſächlich auf die Frage, ob die Arbeitsloſigkeit 
als unmittelbare Folge des Zigarettenſteuergeſetzes anzuſehen iſt, zu erſtrecken. Iſt ein Einvernehmen 
mit dem Landeszollamt nicht zu erzielen, ſo entſcheidet der Senat, Abtl. für Soziales, e 


Artikel VIII. 


Bedürftigkeit iſt nicht Vorausſetzung für die Gewährung der Unterſtützung. 

Im übrigen finden die Beſtimmungen des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge vom 28. 3. 22 
ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß in dem gemäß § 30 dieſes Geſetzes vorgeſehenen Fürſorge⸗ 
ausſchuß bei Streitigkeiten über Unterſtützungen an Zigarettenarbeiter und den ihnen nach Artikel I 
gleichgeſtellten Perſonen mindeſtens 1 Arbeitgeber und 1 Arbeitnehmer dem Zigarettengewerbe an⸗ 


ehören muß. 
: Artikel IX. 


Liegen die Vorausſetzungen für die Gewährung der Unterſtützungen nach dem Geſetz vom 
4. 7. 23 nicht vor, ſo wird dadurch der Anſpruch auf Erwerbsloſenfürſorge gemäß Geſetz vom 28. 3. 22 
nicht ausgeſchloſſen. 
Artikel X. 


Die auf Grund des Geſetzes vom 4. Juli 1923 gemachten Aufwendungen werden den Gemeinden 
in voller Höhe erſtattet. f 


Die Anforderung hat 25 mit den Anträgen auf Erſtattung gemäß § 35 des Geſetzes vom 
28. 3. 22, jedoch geſondert von dieſen, zu erfolgen. 


Danzig, den 24. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Dai. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


— 


377 Siebente Verordnung 
über Erhöhung von Zulagen in der Unfallverſicherung. Vom 31. 8. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 0 

Im 5 1 der fünften Verordnung über Erhöhung von Zulagen und Geldbeträgen in der Unfall 
verſicherung vom 7. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 843) in der Faſſung des § 1 der ge Verordnung 
über . von Sulagen in der Unfallverſicherung vom 17. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 878) wird 
die Zahl „21870000“ durch die Zahl „43740 000“, 
die Zahl „11664000“ durch die Zahl „23328000, 
die Zahl „30 375000“ durch die Zahl „60750000, 
die Zahl „56 700 000“ durch die Zahl „113400 000“, 
die Zahl „34020000“ durch die Zahl „68 040000“, 
die Zahl „77760000“ durch die Zahl „155520000“ 


Danzig, den 31. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. J. V. Dr. Frank. 


Veror D1 nung 

über die Verſicherung der in der Kauffahrteiflotte, auf gabeldaupfern und Schulſchiffen 

jowie in der Hochſeeſiſchereiflotte beſchäſtigten, nach dem vierten Buche der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung verſicherungspflichtigen Perſonen. Vom 31. 8. 1923. 


Auf Grund des § 1245 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Geſetzes über 
anderweite Feſtſetzung der Leiſtungen und der Beiträge in der Invalidenverſicherung vom 4. Oktober 1921 
(Geſetzbl. S. 160 ff.) wird folgendes beſtimmt: 


Es ſind zu verſichern aos 
1. in der jeweiligen vierthöchſten Lohnklaſſe 
Jungen und Jungmänner in der Kleinſchiffahrt und Jungen in der Schiffahrt, 
2. in der jeweiligen dritthöchſten Lohnklaſſe 
Leichtmatroſen in der Kleinſchiffahrt und Jungmänner in der Großſchiffahrt, 
3. in der jeweiligen zweithöchſten Lohnklaſſe 
alle übrigen Verſicherten. 
Zur Kleinſchiffahrt gehören Seeſchiffe mit weniger als fünfzig Brutto-Regiſtertons. 
8 2. 

Dieſe Beſtimmung tritt mit Wirkung vom 20. Auguſt 1923 in Kraft. Mit dem gleichen Tage 
treten die Beſtimmungen der Verordnung über den Jahresarbeitsverdienſt der in der Kauffahrteiflotte, 
auf Kabeldampfern und Schulſchiffen ſowie in der Hochſeefiſchereiflotte beſchäftigten, nach dem vierten 
Buche der Reichsverſicherungsordnung verſicherungspflichtigen Perſonen vom 27. Juli 1923 (Geſetzbl. S. 802) 
außer Kraft. 

. Danzig, den 31. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. J. V. Dr. Frank. 


* 


2729 Verordnung 
wegen Erhöhung der ſtandesamtlichen Gebühren. Vom 28. 8. 1923. 
Auf Grund des Artikels III des Geſetzes über ſtandesamtliche Gebühren vom 16. Mai 1923 
(G. Bl. S. 615) werden die Gebührenſätze des genannten Geſetzes auf das Fünfhundertfache erhöht. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündigung in Kraft. 
Danzig, den 28. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt REN, 
Dr. Ziehm. Schümmer. 


380 Ausführungsbeſtimmungen 
zum Geſetz betreffend der Denkmal⸗ und Naturſchutz vom 6. 2. 23 (Geſetzblatt für die 
Freie Stadt Danzig Nr. 16 vom 22. 2. 23). Vom 25. 8. 1923. 


Nach Maßgabe des $36 des oben ſtehenden Geſetzes werden folgende Ausführungsbeſtimmungen 
erlaſſen: 

Zu § 7, 1. Ob ein Fall von dringender Gefahr vorliegt, beſtimmen außer in den Fällen des 
§ 8, 2b einſtweilig die Denkmalpfleger nach pflichtgemäßem Ermeſſen. 

Zu $ 9. Die Zuſtellung der Mitteilungen nach § 9 erfolgt durch eingeſchriebenen Brief oder 
durch Übergabe gegen Quittung. Das Gleiche gilt für die Zuſtellung nach § 17. 


Zu § 12, Unter Entfernung von einem Standort ijt nur eine dauernde Entfernung zu verſtehen. 
Zu § 18, 2. Die Aufforderung erfolgt durch den zuſtändigen Denkmalpfleger. 

Zu § 158, 3. Ob ein Unterhaltungspflichtiger unvermögend iſt, wird im Zweifelsfalle durch den 
Senat feſtgeſtellt. 

Zu § 26, 4. Die beauftragten Beamten des Muſeums erhalten einen von dem Direktor aus⸗ 
geſtellten Ausweis. 

Zu § 27, 1 und 2. Im Zweifelsfalle ijt die Anzeige an den Vorſitzenden des Denkmalrats 
behufs Weitergabe an den zuſtändigen Denkmalpfleger zu richten. 

Zu $ 33. Der Vorſitzende des Denkmalrats, die Denkmalpfleger und deren Stellvertreter 
erhalten einen vom Senat ausgeſtellten Ausweis. Für beſtimmte Einzelfälle iſt der Denkmalpfleger 
berechtigt, eine andere Perſon mit der Beſichtigung zu beauftragen und ihr zu dieſem Zweck einen Ausweis 
auszuſtellen. 

Danzig, den 25. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


281 : Bekauntmachung 
über Anderung der Erſatzbeträge für Pakete und eingeſchriebene Sendungen im Verkehr 
innerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig. Vom 31. 8. 1923. 

Auf Grund des § 5 des Geſetzes über Anderungen des Poſtgeſetzes vom 23. Februar 1923 

(Geſetzblatt S. 293) wird ur bejtimmt: 
Sat re ee 
Der für Pakete ohne seca (89 des Poſtgeſezes vom 28. Oktober 1871 — Reichsgeſetzbl. 
S. 347) feſtgeſetzte Erſatzbetrag wird auf dreißigtauſend Mark für jedes Pfund (500 g) der ganzen 
Sendung erhöht. 
§ 2. 


Der Erſatzbetrag für eine eingeſchriebene Sendung (§ 10 des Poſtgeſetzes) wird auf zweihundert⸗ 
fünfzigtauſend Mark erhöht. * 8 8 


Dieſe Bekanntmachung tritt vom 20. Auguſt 1923 ab in Kraft. 
Für Sendungen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Bekanntmachung bei der Poſt eingeliefert 
worden ſind, gelten die bisherigen Vorſchriften. 
Danzig, den 31. Auguſt 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt deu 


Zander. 


382 . Verordnung 
zur Anderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904. Vom 30. 8. 1923. 

Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 nebſt Anderungen wie folgt geändert: 
Der § 17 Abſ. IV erhält folgende Faſſung: 

Die Telegraphenverwaltung kann auf Antrag Perſonen, die ſich des Telegraphen häufiger 
bedienen, geſtatten, ſich ihre Telegramme ſtunden zu laſſen. Der Auflieferer hat den für eine 


ER oC: Sse me 2 eres — 
>; TE TE Ze fa 3 Fon f * 
N ED Er Sr EIS Fe er 8 


Woche vorausſichtlich auflaufenden Betrag an Telegraphengebühren im voraus einzuzahlen. 
Als beſondere Vergütung für die Stundung wird für jedes Telegramm, deſſen Gebühren 
geſtundet werden, ein Betrag erhoben, der der jeweiligen 1-fachen Wortgebühr für gewöhnliche 
Telegramme des Fernverkehrs im Gebiet der Freien Stadt Danzig entſpricht. 
Vorſtehende Verordnung tritt am 1. September 1923 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 
vom 28. Dezember 1922 außer Kraft. 
Danzig, den 30. Auguſt 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. = 


383 Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen. Vom 31. 8. 1923. 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
Vom 1. September 1923 an beträgt die Telegrammgebühr im Verkehr mit Polen auf allen 
Entfernungen N 
a) bei gewöhnlichen Telegrammee nnn 96 000 M 
für jedes Wort, mindefiend: 7 >: «sate es +e 960 000 M 
2 b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte diefer Gebühren. 
Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen vom 
10. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 850) tritt gleichzeitig außer Kraft. 
Danzig, den 31. Auguſt 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


2 Zander. 


2384 Mit Wirkung vom 1. September werden die Gebühren für Brieffendungen im Verkehr nach 
Polen in ſolgender Weiſe feſtgeſetzt: 


Gewöhnliche Briefe bis 20g ees. 100 000 M, 
ö D i ee ne 140 000 M, 
STH EB ae ee a 160 000 M, 

TBD a ee 180 000 M, 
Potters, ah. He eee eR ee oe 40 000 M, 
mit Antwort karte 4 80 000 M, 

Dienſtliche Aktenbriefe von Behörden über 500 g bis 2 kg . 180 000 M, 
Ben ache DRS 95 eb Sa cee eee . 20 000 M, 
über W bis 80 % ggg 40000 M, 
7: NI Pee SE Bm a 60 000 M, 

ET TB N 100 000 M, 
oo (( 120 000 M, 

ZERO IE RE ie ce 150 000 M, 


„ Akg bis 2 kg (nur für einzeln verſandte une 
geteilte Drudbände) . . . 180000 M, 
Blindenſchriftſendungen je 1 kg (Meiſtgewicht 5 Kg). . 20000 M, 


Geſchäſtspapiere bis 20g... : ne 000000 M, 


über . 8 120 000 M, 

Bt i ere ß eo a ae 150 000 M, 

Warenproben VVV Ly 60 000 M, 
über 100 ie , Ee eas „ . 100 000 M, 

„ BD IE Be ee 120 000 M, 

Miſchſendungen (zuſammengepackte Druckſachen, Geſchäftspapiere 

und Warenproben) 538. 0.8 5 =: ae ee 100 000 M, 

über 80 50 Pk 8 120 000 M, 

er ĩ ee roca re ae 150 000 M, 

BEDIENEN A ER TEE TEE N 200 000 M. 


Danzig, den 30. Auguſt 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


«+ 


385 Verordnung ; 
betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen. Vom 3. 9. 1923. 


Auf Grund des § 13 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 887) 
wird nachſtehende Verordnung erlafjen: i 

Vom 4. September 1923 an betragen die Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen für die 
ED von 3 Minuten Dauer 

für die Entfernung bis 25 km... . . . 300 00 M 

reger „ 50 km.. . . 600 000 M 

5 5 Om 900 000 M 
und für jede angefangenen weiteren 100 Em 300 000 M mehr. Überſchreiten die Geſpräche die Dauer 
von 3 Minuten, ſo wird die Gebühr für die überjöjreitende Zeit nach unmittelbaren Geſprächseinheiten 
von 3 Minuten berechnet. 

Für dringende Geſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. 

Die Entfernungen werden von Vermittelungsſtelle zur Vermittelungsſtelle nach der Sup 
gemeſſen. 
Die Verordnung betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen vom 
10. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 850) tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 3. September 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


— — ' 
Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


